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Psychosomatische Leiden und IV-Rente: Bundesgericht andert
Rechtsprechung

Das Bundesgericht andert seine Praxis zur Beurteilung des Anspruchs auf eine
Invalidenrente wegen somatoformer Schmerzstérungen und vergleichbarer psycho-
somatischer Leiden. Die bisher geltende Vermutung, dass solche Leiden in der Regel
mit zumutbarer Willensanstrengung Uberwindbar sind, wird aufgegeben. Kinftig ist
in einem strukturierten Beweisverfahren das tatsachliche Leistungsvermdégen betrof-
fener Personen ergebnisoffen und einzelfallgerecht zu bewerten.

Mit seinem Leitentscheid BGE 130 V 352 von 2004 und anschliessenden Urteilen hatte
das Bundesgericht die rechtlichen Grundsatze festgelegt, nach denen Schmerz-
stérungen ohne erklarbare organische Ursachen (somatoforme Schmerzstérungen) und
vergleichbare psychosomatische Leiden mit Blick auf die Zusprechung einer Invaliden-
rente zu beurteilen sind. In seinem aktuellen Entscheid passt es die diesbezligliche
Praxis an. Das Bundesgericht tragt dabei den Erfahrungen Rechnung, die in den elf
Jahren seit dem Leitentscheid gesammelt werden konnten, sowie der Kritik, die von der
medizinischen und der juristischen Lehre an der bisherigen Rechtsprechung und ihrer
Umsetzung getbt wurde.

Ein zentraler Punkt der Praxisanderung betrifft die Aufgabe der ,Uberwindbarkeits-
vermutung“: Gemass bisheriger Rechtsprechung wurde davon ausgegangen, dass
psychosomatische Leiden in der Regel mit zumutbarer Willensanstrengung tberwindbar



sind und die Betroffenen somit keinen Anspruch auf eine IV-Rente haben. Nur das Vor-
liegen bestimmter Umstdnde konnte in Ausnahmeféllen den Wiedereinstieg in den
Arbeitsprozess als unzumutbar erscheinen lassen. An die Stelle dieses Regel/Aus-
nahmemodells tritt gemass neuer Rechtsprechung ein strukturiertes Beweisverfahren. In
dessen Rahmen ist das tatsachlich erreichbare Leistungsvermdgen der betroffenen
Person in einer Gesamtbetrachtung einzelfallgerecht und ergebnisoffen zu beurteilen.
Diese Bewertung erfolgt anhand eines Kataloges von Indikatoren, welche die massge-
blichen Aspekte psychosomatischer Leiden umfassen. Die neue Rechtsprechung andert
nichts an der gesetzlichen Voraussetzung, dass eine invalidisierende Erwerbsun-
fahigkeit nur dann vorliegen kann, wenn sie aus objektiver Sicht als uniberwindbar
scheint. Die versicherte Person tragt zudem nach wie vor die Beweislast.

Anhand der Indikatoren ist kinftig starker als bisher zu beriicksichtigen, welche Aus-
wirkungen das Leiden auf die Arbeits- und Alltagsfunktionen der betroffenen Person hat.
Bereits bei der Diagnosestellung ist vermehrt dem Umstand Rechnung zu tragen, dass
die Diagnose ,Schmerzstérung” einen gewissen Schweregrad voraussetzt. Weitere
Rickschlisse auf die Folgen der psychosomatischen Stérung geben der Verlauf und
der Ausgang von Therapien und von beruflichen Eingliederungsbemihungen. Mehr als
bisher einzubeziehen sind zudem auch die Ressourcen, welche die Leistungsfahigkeit
einer betroffenen Person beglnstigen kdnnen. Hier sind insbesondere die Personlichkeit
und der soziale Kontext zu bertcksichtigen. Entscheidend ist weiter, ob die geltend
gemachten Einschréankungen in den verschiedenen Lebensbereichen (Arbeit und Frei-
zeit) gleichermassen auftreten und ob sich der Leidensdruck in der Inanspruchnahme
therapeutischer Mdglichkeiten zeigt.

Bei der Formulierung der Indikatoren und bei der Beurteilung der einzelnen Falle wirken
Recht und Medizin zusammen. Zuhanden der arztlichen Begutachtung werden die
medizinischen Fachgesellschaften konkretisierende Leitlinien zu erlassen haben, in
denen der aktuelle medizinische Grundkonsens zum Ausdruck kommt.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Das Urteil ist ab 17. Juni 2015 um 13:00 Uhr auf unserer Webseite
www.bger.ch / "Rechtsprechung (gratis)" / "Weitere Urteile ab 2000" veroffentlicht.
Geben Sie die Urteilsreferenz 9C_492/2014 ins Suchfeld ein.

Seite 2


http://www.bger.ch/
mailto:presse@bger.ch

	Medienmitteilung des Bundesgerichts
	Psychosomatische Leiden und IV-Rente: Bundesgericht ändert Rechtsprechung

